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Die Kompetenzteams haben sich am 17. Mai 2018 in Potsdam am Institut für transfor-
mative Nachhaltigkeitsforschung (IASS) zum dritten Mal getroffen. Der vorliegende Be-
richt gibt einen Überblick über die wichtigsten Programmpunkte des 3. Treffens der Kom-
petenzteams und stellt die wesentlichen Ergebnisse vor. 

Die Organisatoren der Veranstaltung wünschen eine informative und anregende Lektüre.*

Frank Dratsdrummer, Marion Dreyer, Steffi Ober, Piet Sellke und Frank Ulmer

* Wir danken Maren Berger, Hannes Gaschnig, Jahn Harrison, Kim Kube, Nils Renkes und Ro-

bert Schröter für ihre Unterstützung während der Veranstaltung.

Wissenschaft und Praxis: Gemeinsam für die Energiewende 

Mit der Energiewende hat sich Deutschland das Ziel einer nachhaltigen Energieversor-
gung gesetzt, die weitgehend CO

2
-neutral ist und auf erneuerbaren Energien beruht. Die 

Umgestaltung der Energieversorgung erfordert den Einsatz vieler Akteure und das Zu-
sammenwirken einer Vielzahl von Bereichen.

Das Forschungsprojekt Energiewende-Navigation (ENavi) betrachtet die Energiewende 
als einen gesamtgesellschaftlichen Transformationsprozess und untersucht die Wech-
selwirkungen und Schnittstellen zwischen technologischen Entwicklungen, Geschäfts-
modellen, Politikmaßnahmen und Konsumenten- und Bürgerverhalten.

ENavi zielt darauf ab

 • ein tieferes Verständnis des komplexen Energiesystems und den damit verbunde-
nen Bereichen wie Industrie, Mobilität und Konsum zu gewinnen,

 • Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen, wie die Komponenten des zukünftigen Ener-
giesystems unter Berücksichtigung der energiepolitischen Ziele und Randbedin-
gungen (u.a. rechtlicher Rahmen) sinnvoll integriert werden können,

 • so präzise wie möglich abzuschätzen, welche Folgen eine bestimmte Energie-
wende-Maßnahme auf das Energiesystem und damit verbundene Bereiche haben    
würde,

 • im Dialog mit gesellschaftlichen Akteuren (transdisziplinärer Diskurs) Optionen für 
wirksame Transformationsansätze zu entwickeln.

Der kontinuierliche Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis ist ein zentrales Anlie-
gen und Kennzeichen von ENavi. Die drei Kompetenzteams Mobilität, Infrastruktur/Netze 
und Wärme/Gebäude spielen dafür eine wesentliche Rolle. Die Kompetenzteams bringen 
Personen aus Wirtschaft, Technik, Verbänden und Zivilgesellschaft zusammen, die be-
sonderes Praxis- und Erfahrungswissen für das jeweilige Handlungsfeld der Energiever-
sorgung besitzen. 

ENavi. Energiewende bedeutet, einen gesamtgesell-
schaftlichen Umbauprozess zu gestalten
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Das dritte Treffen der Kompetenzteams verfolgte vor allem diese Ziele:

 • Informieren: Die Mitglieder der Kompetenzteams über die Auswahl der drei Schwer-
punktthemen in ENavi und den Stand der Arbeiten zu diesen Themen in Kenntnis 
zu setzen;

 • Praxiswissen erfragen: Anhand konkreter Fragen erste Hinweise und Anregungen 
für die Entwicklung und (vorläufige) Bewertung von Maßnahmenbündeln (policy 
packages) in Bezug auf die drei Schwerpunktthemen zu gewinnen;

 • Vernetzung*: Austausch und Vernetzung zwischen Praxis und Wissenschaft in Be-
zug auf die drei Schwerpunktthemen und praxis- und politikrelevante Aspekte und 
Fragen zu fördern.

* Ursprünglich war geplant gewesen, dass die Mitglieder des ENavi-Diskursbeirats (der sich 
aus Vertreter/innen der Politik zusammensetzt) ebenfalls an der Veranstaltung teilnehmen, 
daher erfolgte die Einladung unter der Überschrift ‚Offene Fragen im Austausch von Praxis, 
Politik und Wissenschaft‘. Aufgrund von Sitzungsverpflichtungen im Deutschen Bundestag 
konnte der Diskursbeirat dann allerdings nicht an der Veranstaltung in Potsdam teilnehmen. 
Stattdessen traf sich der Beirat mit Prof. Dr. Ortwin Renn, Dr. Piet Sellke und Dr. Steffi Ober zu 
seiner konstituierenden Sitzung am Morgen des 17.05.18 in Berlin, auf der die ENavi-Schwer-
punktthemen ein Gesprächspunkt waren. Weil Vertreter/innen der Politik damit an dem 3. 
Kompetenzteamtreffen nicht direkt involviert waren, haben wir den Titel der Veranstaltung in 
dieser Dokumentation auf ‚Offene Fragen im Austausch von Praxis und Wissenschaft‘ gekürzt.  

ENavi-Schwerpunktthemen. Offene Fragen im 
Austausch zwischen Praxis und Wissenschaft

  Ziele der Veranstaltung

Teilnehmer/innen des 3. Treffens der ENavi-Kompetenzteams

Mai 2018, Potsdam, Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung (IASS)
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Im Anschluss an die Einführung wurden die drei Schwerpunktthemen nacheinander wie 
folgt behandelt: 

1. Zunächst wurde das Schwerpunktthema in seiner aktuellen Begrenzung steck-
briefhaft vorgestellt (Worum geht es? Was sind die Ziele? Was sind zentrale An-
nahmen?) und der Stand der Entwicklung sowie die Analyse von Maßnahmen skiz-
ziert. Der Überblick wurde jeweils von einem ENavi-Wissenschaftler gegeben, der 
mit dem Schwerpunktthema zentral befasst ist. Die Kurzvorstellungen lieferten die 
inhaltlichen Erläuterungen für drei bis vier Fragen zur Maßnahmenentwicklung und 
Maßnahmenbewertung, die die Wissenschaftler und ihre Teams an die Kompe-
tenzteams richteten.

2. Im Anschluss beschäftigten sich die Mitglieder der Kompetenzteams mit den Fra-
gen in separaten Räumen an sogenannten Frage-Inseln (eine Frage pro Insel) in ei-
nem moderierten Austausch* und mit Unterstützung der mit den Schwerpunktthe-
men befassten ENavi-Wissenschaftler/innen. Die Mitglieder der Kompetenzteams 
konnten die Fragen, die zur Bearbeitung anstanden, frei wählen. Sie konnten sich 
die volle Zeit mit einer Frage beschäftigen (40 Min.) oder mehr als eine Frage-Insel 
besuchen. 

3. Schließlich fasste der ENavi-Sprecher (Ortwin Renn) in seiner Rolle als zentraler 
Berichterstatter (der alle Frage-Inseln besuchte und sich mit Hilfe der Moderato-
rinnen und Moderatoren über Inhalte und Verlauf der Gespräche informierte) her-
vorstechende Punkte des Austauschs an den Frageinseln für alle Teilnehmer/innen 
zusammen und setzte damit Impulse für Erläuterungen, Ergänzungen und Diskus-
sion im Plenum.**  

* Die Moderation an den Frage-Inseln erfolgte über Mitglieder des Organisationsteams (DIA-

LOGIK und IASS).
** Die Darstellung der Perspektiven, Rückmeldungen und Informationen aus den Kompetenz-

teams im vorliegenden Bericht nimmt diese zentrale Berichterstattung und die anschließende 
Diskussion im Plenum auf und ergänzt weitere Punkte aus den Gruppengesprächen.

Prof. Dr. Ortwin Renn, IASS; Dr. Marion Dreyer, DIALOGIK
Nach einer Begrüßung durch Ortwin Renn, Sprecher von ENavi, führte Marion Dreyer in 
den Tag ein. Sie hieß zunächst im Namen aller Anwesenden die neuen Mitglieder der 
Kompetenzteams herzlich willkommen (siehe Folie 2 ihrer Präsentation; die neuen Mit-
glieder sind in grüner Farbe hervorgehoben). Im Weiteren erläuterte sie u.a. den Stand 
der Zusammenarbeit mit den Kompetenzteams in Bezug auf die zentralen Aufgaben von 
ENavi bei der Entwicklung von Optionen zur Gestaltung der Energiewende (Entwicklung, 
Analyse, Bewertung, diskursive Erörterung, Anpassung von Maßnahmenbündeln) und 
benannte die drei Schwerpunktthemen, auf die sich die Entwicklung von Maßnahmen-
bündeln in ENavi konzentriert. Die drei Schwerpunktthemen sind Transformation des 

Stromsystems, Dekarbonisierung des Verkehrs und Transformation des Wärmesektors. 

Einführung
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Zusammenarbeit mit den Kompetenzteams

Bearbeitung der Schwerpunktthemen

Download der Folien zu Marion Dreyers Vortrag 
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ENavi-Schwerpunktthema 
Transformation des Stromsystems

ENavi-Schwerpunktthemen

Dr. Michael Pahle, Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung & Dr. Ulrich Fahl, Insti-
tut für Energiewirtschaft und Rationelle Energieanwendung
Michael Pahle erläuterte, dass dieses Schwerpunktthema die Transformation des 
Stromsystems unter besonderer Berücksichtigung der Rolle der Kohle behandelt, mit 
Zielausrichtung auf die Erreichung der 2030/2050 Klimaziele gemäß Klimaschutzplan 
2050. Ausgangspunkt der ENavi-Forschung zur Entwicklung geeigneter Maßnahmen und 
Instrumente für den Kohleausstieg ist die Analyse der Effekte und Voraussetzungen von 
zwei Ausgestaltungen eines ordnungsrechtlichen Ausstiegs: Einer schnellen und einer 
langsamen Umsetzung des Kohleausstiegs. Michael Pahle hielt fest, dass der Vortrag 
sich auf diese beiden Ausstiegsvarianten konzentriert. Bei der bisherigen Entwicklung 
dieser Varianten in Form von Szenarien ist eine Reihe von externen Faktoren wie etwa 
die europäische Einbettung weitgehend unberücksichtigt geblieben. Es ist aber eine der 
Grundannahmen bei diesem Schwerpunktthema, dass die europäische Dimension und 
Kooperation einen großen Einfluss auf die Erreichung der Ziele des deutschen Klima-
schutzplans 2050 haben. Daher werden im Schwerpunktthema weitere Gestaltungsopti-
onen entwickelt werden, die unterschiedliche Varianten einer europäischen Zusammen-
arbeit im Strommarkt miteinbeziehen.  

Michael Pahle hob hervor, dass der aus Klimaschutzgründen gebotene Kohleausstieg 
aufgrund der aktuellen politischen Diskussionen als Fokus gewählt wurde. Er wies darauf 
hin, dass die Frage um einen schnellen oder langsamen Ausstieg eine der politischen 
Konfliktlinien bei Ausrichtung und Besetzung der Kommission ‚Wachstum, Strukturwan-
del und Beschäftigung‘, verkürzt Kohlekommission, gewesen ist. Michael Pahle erläuterte 
dazu, dass die Ergebnisse bisheriger Modellrechnungen zeigen, dass bezüglich des kon-

kreten Ausstiegspfads zumindest mittelfristig (2030) ein erheblicher zeitlicher Spielraum 
besteht.* In Politik und Wirtschaft gleichermaßen werden energiewirtschaftliche Heraus-
forderungen eines Kohleausstiegs prominent diskutiert. Im Rahmen des Schwerpunkt-
themas werden hierzu auch Fragen behandelt, die den Umgang mit Fernwärme betreffen, 
mögliche Folgeeffekte durch Ersatz durch Gas und die Rolle der Sektorkopplung beim 
Kohleausstieg. Prominent behandelt wird in politischen Debatten auch die Frage nach 
Gewinnern und Verlierern beim Kohleausstieg, vor allem in Bezug auf Regionen. Vertei-
lungseffekte in Bezug auf Regionen, aber auch EU Staaten und Akteure innerhalb des 
Energiesystems, sind daher ein wesentlicher Aspekt einer umfassenden Folgenabschät-
zung unterschiedlicher Varianten des Kohleausstiegs, hob Michael Pahle hervor.

Michael Pahle und Ulrich Fahl luden die Mitglieder der Kompetenzteams ein, diese poli-
tisch hochaktuellen und für das ENavi-Schwerpunktthema wichtigen Fragen an den Fra-
ge-Inseln zu diskutieren.**

Rückmeldungen und Hinweise aus den Kompetenzteams

»Es braucht klare Rahmenbedingungen für den Kohleausstieg«
Es gab bei den Mitgliedern der Kompetenzteams weitgehende Einigkeit darüber, dass es 
für den Kohleausstieg klare Rahmenbedingungen braucht und dass es nicht ausreicht, 
auf den derzeitigen EU-Emissionshandel zu setzen, der die beabsichtigte klimapolitische 
Lenkungswirkung nicht erzielt. Es herrschte aber Unklarheit darüber, welche die geeig-
neten Instrumente oder geeignete Kombinationen von marktwirtschaftlichen und ord-
nungsrechtlichen Instrumenten wären. 

In diesem Zusammenhang wurde die Frage gestellt, ob der Kohleausstieg und andere 
Maßnahmen zur Umsetzung der Energiewende es erforderten, die deutschen Klima-
schutzziele auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. Aus Sicht der Wirtschaftsakteure, 
aber auch anderer Akteure, wie etwa Autofahrer/innen, könnte ihnen damit die notwen-
dige Glaubwürdigkeit verliehen und die Dringlichkeit von Maßnahmen unterstrichen wer-

* Auf Nachfrage aus den Kompetenzteams wurde von Michael Pahle erläutert, dass für die 
gezeigten Rechnungen die jahresbezogenen Klimaziele (2020, 2030, 2040, 2050) der Bundes-

regierung verwendet wurden und kein Gesamtbudget. Es wurden im Projekt jedoch auch Sze-

narien mit Budget gerechnet.
** Die Frage-Inseln luden die Kompetenzteams zur Behandlung jeweils einer dieser Fragen ein, 
die im Vortrag konkretisiert und erläutert wurden:
• Was spricht für, was spricht gegen einen schnellen Kohleausstieg?
• Was sind die energiewirtschaftlichen Herausforderungen eines Kohleausstiegs?
• Welche Verteilungseffekte sind mit einem Kohleausstieg verbunden?

Download der Folien zum Vortrag 
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den. Es wurde davor gewarnt, die durch den Klimaschutzplan 2050 gesetzten Emissi-
onsminderungsziele für die Energiewirtschaft aufzuweichen, auch wenn sich Klimaziele 
insgesamt (über alle Sektoren) dadurch kostengünstiger erreichen lassen könnten.  Dies 
könnte als Signal für die anderen Sektoren (Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft) wirken und 
die Wahrnehmung der Verbindlichkeit aller Sektorziele (noch weiter) absenken.

Die Aufgabe von ENavi wurde darin gesehen, vergleichend zu untersuchen, welche Kom-
binationen von Interventionen (marktwirtschaftlich, ordnungsrechtlich, sozialpolitisch) in 
Hinsicht auf Budget und Nebenwirkungen am sinnvollsten für den Kohleausstieg sind. 
Wichtig sei, dass die Wissenschaftler/innen dabei eine unvoreingenommene Sichtweise 
übten.

»Der Europäische Kontext muss mit berücksichtigt werden«
Es wurde betont, dass eine isolierte Betrachtung der deutschen Situation nicht zielfüh-
rend sei. Es müsse der Blick auch auf die europäischen Nachbarländer gerichtet werden. 
Der im Plenumsvortrag thematisierte Wasserbett-Effekt im europäischen Strommarkt, 
das heißt, die in einem Land reduzierten Emissionen führen in einem anderen Land zur 
Emissionserhöhung, sei nicht zu unterschätzen: „Wenn Deutschland seine Kohlekraftwer-
ke abstellt, werden Kohlemeiler bei den Nachbarn ans Netz gehen.“ Wichtig sei es, lautete 
ein Kommentar hierzu, nicht die eigenen Pläne zurückzunehmen, sondern engen Kontakt 
zu den europäischen Partnern zu suchen und aktiv mit ihnen die Thematik zu behandeln.

»Die Ausgestaltung des Kohleausstiegs erfordert einen regional differenzierten An-
satz«
Von mehreren Mitgliedern der Kompetenzteams wurde betont, dass eine dichotome Sicht 
auf die Ausgestaltung des Kohleausstiegs als schnell (zum Beispiel 2025-2030) oder 
langsam (zum Beispiel 2035-2040) zu kurz greife. Es brauche in erster Linie, auch was 
den Zeithorizont anbetrifft, einen regional differenzierten Ansatz. Dieser müsse stand-
ortspezifisch zum Beispiel in Rechnung stellen, ob der Braunkohletagebau der dominante 
regionale Wirtschaftszweig und/oder die gesamte regionale Kultur von der Kohle geprägt 
ist. Andere spezielle Fälle wären gegeben, wenn mit dem Stilllegen von Kohlekraftwerken 
auch zentrale Quellen für die regionale Wärmeversorgung wegfallen, weil die Kohlekraft-
werke neben Strom als Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen (KWK-Anlagen) auch Fernwär-
me liefern. In diesen Fällen müsse geprüft werden, welche Optionen es als Ersatz in Bezug 
auf Fernwärme aus den Kohlekraftwerken gibt und Konzepte für die zukünftige Erzeugung 
der Wärme erstellt werden. Die Ausrichtung an konkreten, transparent gemachten Zielen 
könne für den Umbau der Wärme- und Stromversorgung hilfreich sein: „Wir brauchen 

Zwischenzielmarken: zum Beispiel 15 Windräder gegen ein Kohlekraftwerk, und das auch 
kommunizieren: Tue Gutes und rede darüber“.

»Es braucht rechtliche Erleichterungen bei neuen Sharing-Modellen«
In Bezug auf Gelingens-Bedingungen des Kohleausstiegs wurden die den Bürgerstrom-
handel hemmenden regulatorischen Rahmenbedingungen herausgestellt. Derzeit müss-
ten Privatpersonen ein eigenes Gewerbeunternehmen gründen, wenn sie zum Beispiel 
Stromüberschüsse aus einer Wärmepumpe für Nachbarn oder eine Energiegenossen-
schaft nutzbar machen möchten. Dies seien unverhältnismäßig hohe Hürden für diese 
kleinteilige Form des Strommarktes, die aber wichtig für ein dezentrales Energiesystem 
sei. Es sei die Frage, wie Rechtsnormen so geändert werden könnten, dass sie den vie-
len Sharing-Initiativen Möglichkeitsräume bieten können und innovative Ideen nicht von 
vornherein blockiert werden. Rechtliche Erleichterungen des Stromhandels zwischen pri-
vaten Energieproduzenten und ihren Nachbarn könnten sich positiv auf die Akzeptanz der 
Energiewende auswirken.

»Wichtig für den Umgang mit politisch brisanten Verteilungseffekten ist eine sozial 
verträgliche Gestaltung des Strukturwandels vor Ort«
Viele Mitglieder der Kompetenzteams identifizierten soziale Probleme für die betroffenen 
Regionen als die größte politische Barriere beim Kohleausstieg. Vor allem dort, wo der 
Braunkohletagebau der dominante regionale Wirtschaftszweig ist, wie im Rheinischen 
Revier in Nordrhein-Westfalen und in der Lausitz in Brandenburg, bedeute der Kohleaus-
stieg signifikante Belastungen, wie den Verlust von Arbeitsplätzen, einbrechende Ein-
nahmen aus der Einkommenssteuer sowie große Unsicherheit über die Zukunft dieser 
Gegenden und ihre mögliche neue kulturelle Identität. Um den Übergang zu meistern, 
brauche es Visionen und konkrete Vorschläge dafür, wie sich die betroffenen Regionen 
jeweils weiterentwickeln können. „Das passiert nicht, wenn wir nur auf die Vergangenheit 
schauen“, es müsse also gezielt in die Zukunft geplant werden. Was wäre eine Strukturen-
twicklung, mit der Wachstum und Beschäftigung in den Kohleregionen gestärkt werden 
könnten?* In der Lausitz seien zum Beispiel Lithiumreserven gefunden worden, vielleicht 
könnte sich der Bergbau in Richtung der Batterieproduktion entwickeln; oder wäre es eine 
sinnvolle Option, wenn die Kohle künftig statt zur Energieversorgung als Rohstoff für die 
Nutzung in der Chemieindustrie abgebaut würde? 

Betont wurde, dass es für eine wirtschaftlich zukunftsfähige und sozial ausgewogene 
Entwicklung besonders wichtig sei, solche Fragen in den betroffenen Regionen selbst zu 
behandeln und die Menschen vor Ort verstärkt in die Planung und Gestaltung des Struk-

* Diese Frage wird von der inzwischen eingesetzten Kohlekommission adressiert.
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turwandels einzubeziehen. Dabei solle der menschliche Faktor gesellschaftspolitisch 
(zum Beispiel über (Aus-)Bildungsmaßahmen) Berücksichtigung finden: Eine Generation 
von Arbeitskräften 40+ schaffe nicht sicher einen neuen Einstieg in die Arbeitswelt und 
dies könne nur sehr bedingt finanziell und durch Sozialpläne kompensiert werden. Gene-
rell sei es wichtig, die Ausbildung, dem geplanten Strukturwandel entsprechend, frühzeitig 
anzupassen und das schließe mit ein, für den Kohlebergbau nicht weiter auszubilden. Das 
erfordere allerdings eine bessere Planungssicherheit. So erfolgte auf der Veranstaltung 
auch der Hinweis, dass der sich schon länger abzeichnende Strukturwandel bereits dazu 
geführt habe, dass die Suche nach Mitarbeiter/innen für Kohlekraftwerke schwer werde 
und es bei ausgebildeten Fachkräften, Nachwuchskräften und in der Ausbildung zu Eng-
pässen komme, was Probleme für die Versorgungssicherheit erzeugen könne.

»Der Kohleausstieg sollte nicht zum Zentralthema der Energiewende avancieren«
Es erfolgte in diesem Zusammenhang der Hinweis, dass die Transformation der Elekt-
rizitätswirtschaft nicht auf den Kohleausstieg reduziert werden und kein „Kohlemythos“ 
geschaffen werden sollte. Es bestünde ansonsten die Gefahr, dass die Energiewende 
insgesamt wegen sozial-politischer Probleme abgelehnt werde. Es brauche bei der Be-
handlung des Themas Kohleausstieg verstärkt Verweise darauf, dass industrielle und 
strukturelle Veränderungen Bestandteil der modernen Gesellschaften seien, und auf 
Good-Practice-Beispiele, wo regionale Umbrüche erfolgreich bewältigt wurden.

»Versorgungssicherheit muss gewährleistet werden – wir brauchen den Übergang 
zum intelligenten Netz mit Speichern«
Es wurde kontrovers diskutiert, ob der Kohleausstieg die Sicherstellung der Versorgungs-
sicherheit gefährdet oder nicht. Vor allem ein schneller Kohleausstieg berge das Risiko 
von Versorgungsengpässen, so ein Kommentar, da nicht gesichert sei, dass in diesem Fall 
ausreichend alternative Erzeugungskapazitäten und die für den Ausbau von erneuerbaren 
Energien erforderlichen Speicherkapazitäten bei Strom, Gas und Wärme gegeben wären: 
„Brauchen wir nicht doch die Kohle, um Flauten zu überbrücken?“. Eine Gefährdung der 
Versorgungssicherheit wäre fatal, weil sie auch eine Gefährdung der Unterstützung der 
Energiewende wäre. In diesem Kontext wurde betont, dass es fundierte Vorstellungen da-
von geben müsse, ob der Energieverbrauch in Zukunft wachse oder zurückgehe und mit 
welchen Größenordnungen zu rechnen sei. Hier erfolgte auch der Hinweis, dass digital 
gesteuerte Systeme auf der einen Seite unabdingbar für das Gelingen der Energiewende 
seien, auf der anderen Seite die Digitalisierung den Strombedarf stark nach oben treibe. 
Andere Stimmen betonten, dass es derzeit eher Überkapazitäten beim Strom gäbe. Sie 
unterstrichen, dass Investitionen in Speicher und intelligente Netze notwendig wären, um 

den Ausgleich zu schaffen. Die zentrale Frage sei, „Wie schaffen wir den Übergang vom 
statischen zum intelligenten Netz mit Speichern?“.

Metaplanwand der Frage-Insel zu ‚Welche Verteilungseffekte sind mit einem Kohleausstieg verbunden?‘



 

Diese beiden Maßnahmenbündel sind:

 • Steigerung des Anteils alternativer Antriebe mittels verschärfter CO
2
-Grenzwertset-

zung und Einführung einer CO
2
-Preiskomponente für fossile Kraftstoffe (Transfor-

mationspfad Alternative Antriebe)

 • Stärkung der Multi- und Intermodalität in urbanen Räumen durch kostenlosen Öf-
fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) und Zufahrtsbeschränkungen (Transfor-
mationspfad Multi- und Intermodalität).

 
Dirk Scheer skizzierte die beiden Maßnahmenbündel in ihrer Zielsetzung und Ausgestal-
tung und lud die Mitglieder der Kompetenzteams dazu ein, in den Gruppengesprächen zur 
Wirksamkeit und weiteren Ausgestaltung der Maßnahmenpakete zu diskutieren.**** In ihrer 
aktuellen Ausgestaltung umfassen die Maßnahmenbündel jeweils zwei Kernmaßnahmen 
und eine Reihe flankierender Maßnahmen, die in einem vorab versandten Papier erläutert 
wurden.

**** Die Frage-Inseln luden die Kompetenzteams zur Behandlung jeweils einer dieser Fragen ein:
• Fragen zu Maßnahmenpaket ‚Alternative Antriebe‘: 

• Wie schätzen Sie die Wirksamkeit dieses Maßnahmenpakets ein? 
• Wie sollten die Maßnahmen konkret ausgestaltet werden, damit das Maßnahmenpaket 

seine bestmögliche Wirkung entfalten kann?
• Fragen zu Maßnahmenpaket ‚Multi- und Intermodalität‘:

• Wie schätzen Sie die Wirksamkeit dieses Maßnahmenpakets ein?
• Wie sollten die Maßnahmen konkret ausgestaltet werden, damit das Maßnahmenpaket 

seine bestmögliche Wirkung entfalten kann?
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Dekarbonisierung des Verkehrs

Vortrag Dr. Dirk Scheer, Karlsruher Institut für Technologie (KIT)* 
Dirk Scheer legte in seinem Überblicksvortrag zum Schwerpunktthema Dekarbonisierung 
des Verkehrssektors dar, dass es in der aktuellen Arbeitsphase insbesondere darum geht, 
erfolgversprechende Maßnahmenbündel für zwei Transformationspfade zu entwickeln: 
Alternative Antriebe und Multi- und Intermodalität bezogen auf den Bereich des urbanen 
Personenverkehrs. ENavi-Wissenschaftler/innen sprechen den beiden Transformations-
pfaden erhebliche Potentiale für den Umbau in Richtung eines nachhaltigen städtischen 
Personenverkehrs zu. 

Dirk Scheer erläuterte das hinter den Maßnahmenbündeln stehende Konzept des po-

licy package und führte aus, dass sich die Bildung dieser Maßnahmenbündel im ersten 
Schritt zweier Ansätze bedient.** Der erste Ansatz besteht darin, je ein Maßnahmenbün-
del zu den beiden Transformationspfaden aus der Literatur (vor allem basierend auf der 
Renewability III-Studie***) und Good-Practice-Erfahrungen abzuleiten und diese mit den 
Kompetenzteams zu diskutieren. Der zweite Ansatz besteht darin, Maßnahmenbündel zu 
beiden Pfaden mit Hilfe eines strukturierten Dialogverfahrens (angelehnt an die diskursive 
Methode des Gruppen-Delphi) unter Teilnahme von ENavi-Wissenschaftler/innen, die zu 
Mobilitätsthemen arbeiten, zu entwickeln. 

Dirk Scheer hielt fest, dass es bei seinen weiteren Ausführungen und den anschließen-
den Gruppendiskussionen ausschließlich um die beiden literaturbasierten Maßnahmen-
bündel gehe, die auf Basis der Renewbility III-Studie und von Good-Practice-Erfahrungen 
erarbeitet wurden (die Ergebnisse des Gruppen-Delphis waren zum Zeitpunkt der Veran-
staltung noch nicht ausgewertet). 

* Wir danken Dirk Scheer und Lisa Nabitz (beide vom Karlsruher Institut für Technologie, KIT) 
für ihre Rückmeldungen zu einem Entwurf dieses Kapitels.

** In den folgenden Schritten werden diese vorläufigen Maßnahmenbündel einer breit aufge-

stellten Folgenanalyse und einer diskursiven Folgenbewertung unterworfen und den Ergebnis-

sen entsprechend angepasst.

*** Zimmer, W., Blank, R. & et al. (2016). Endbericht Renewbility III: Optionen einer Dekarboni-
sierung des Verkehrssektors. Projektbericht (BMBF-gefördert; 2013/S 142-247681); verfügbar 
unter:_https://elib.dlr.de/109486/1/__bafiler1_VF-BA_VF_Server_neu_Projekte_PJ_laufend_
RNB3_2-Ergebnisse_21-Berichte_Renewbility-III_Endbericht.pdf (06.06.2018).
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Download der Folien zum Vortrag 

Download des Input-Papiers zum Schwerpunktthema
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Rückmeldungen und Hinweise aus den Kompetenzteams    

Die Maßnahmenbündel übergreifende Kommentare

»Beschränkung auf urbanen Personenverkehr muss vorläufig sein«
Die Beschränkung der beiden Maßnahmenbündel auf den urbanen Personenverkehr wur-
de von mehreren Mitgliedern der Kompetenzteams kritisch hinterfragt. Die Diskussion 
darüber kam zu folgenden Ergebnissen: Eine Beschränkung auf den urbanen Personen-
verkehr ist dann nachvollziehbar und sinnvoll, wenn es zunächst darum geht, für diesen 
speziellen Verkehrsbereich erfolgversprechende Maßnahmenvorschläge zu entwickeln. 
Maßnahmen für den Stadtverkehr müssen anders ausgestaltet sein als Maßnahmen für 
den Verkehr im ländlichen Raum oder für den Güter- und Fernverkehr (Eisenbahn, Flug-
zeug, Schiff), da die konkreten Rahmenbedingungen und besonderen Herausforderungen 
in den jeweiligen Verkehrsbereichen jeweils anders ausfallen. 

Mit dem Fokus auf den urbanen Personenverkehr wird, und das sollte explizit gemacht 
werden, nur ein geringer Teil der CO

2
-Entstehung im Verkehr behandelt. Daher müsse in 

weiteren Schritten die Entwicklung von Maßnahmen für eine nachhaltige Mobilität auf 
die anderen Verkehrsbereiche und die jeweiligen Wechselwirkungen ausgedehnt werden. 
Bei der Abschätzung und Bewertung von Maßnahmen für den städtischen Personenver-
kehr sollten mögliche Wirkungen auf den ländlichen Verkehr und Güter- und Flugverkehr 
sowie potentielle Einflüsse dieser Verkehrsbereiche auf die Umsetzung der Maßnahmen 
mit betrachtet werden. Zudem wurde angemerkt, dass der Fokus der Analyse nicht nur 
auf CO

2
-Emissionen liegen sollte, sondern auch lokale Emissionen wie Stickoxid- und 

Feinstaubemissionen berücksichtigt werden sollten.

Im Zusammenhang mit der Bedeutung des urbanen Personenverkehrs für die CO
2
-Ent-

stehung wurde darauf hingewiesen, dass bei Aussagen und Erörterungen zum Modal 
Split (Aufteilung des Verkehrs auf verschiedene Verkehrsmittel) jeweils deutlich gemacht 
werden muss, ob die Betrachtungsgrundlage der städtische Verkehr oder der bundeswei-
te Verkehr ist. Konkret wurde festgehalten, dass der Anteil des motorisierten Individual-
verkehrs (MIV) am Personenverkehr im städtischen Bereich teilweise deutlich niedriger 
liegt als der Anteil des MIV am Personenverkehr bundesweit. Letzterer beläuft sich be-
zogen auf die Zahl der zurückgelegten Wege zwischen 59% und 52% (MiD 2008* , MOP 

* Lenz, B.; Nobis, C.; Köhler, K.; Mehlin, M.; Follmer, R.; Gruschwitz, D.; Jesske, B.; Quandt, S. 
Mobilität in Deutschland 2008; Technical Report; INFAS—Institut für Angewandte Sozialwis-

senschaft GmbH: Bonn, Germany; Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V.—Institut 
für Verkehrsforschung: Berlin, Germany, 2010.

2013**) und ist damit teilweise deutlich höher als der Anteil des MIV am Personenverkehr 
in einigen deutschen Großstädten.*** Das Beispiel von Wiesbaden zeigt aber auch, dass 
in manchen Städten der MIV-Anteil nicht sonderlich vom Bundesdurchschnitt abweicht. 

»Es braucht ein anderes Maßnahmen-Framing: Verkehrsvermeidung, Verkehrsverla-
gerung, Verkehrsmittel-Sharing, Alternative Antriebe (als eine Komponente von Ver-
kehrsverlagerung und Sharing)«
Es gab breite Übereinstimmung bei den Mitgliedern der Kompetenzteams darüber, dass 
eine alleinige Umstellung auf alternative Antriebe und Kraftstoffe nicht ausreiche, son-
dern insbesondere die Verringerung des motorisierten Individualverkehrs ein wesentli-
ches Ziel sein müsse. Das heißt: Nicht nur emissionsärmere Autos, sondern vor allem 
weniger Autos. Es erfolgte mehrfach der Hinweis, dass dieses Ziel dann besser erreicht 
werden könne, wenn der Verkehrsvermeidung hohe Priorität und bei Neuplanungen der 
Siedlungsstrukturplanung (kurze Wege) Vorrang vor der Verkehrsplanung eingeräumt 
wird. Jüngere Entwicklungen im ländlichen Raum zeigten deutlich, dass „Verkehr ent-
steht, wenn Infrastruktur wegfällt“. Es gelte zu erforschen, inwiefern der Ausbau von Ver-
sorgungsinfrastruktur im ländlichen Raum (Supermarkt, Ärzte, etc.) Besorgungsfahrten 
über größere Distanzen reduzieren könne.

Bei der Verkehrsplanung sollte der Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche und 
ressourcenschonende Verkehrsträger wie dem Öffentlichen Personennahverkehr und 
dem Rad- und Fußverkehr sowie dem Teilen motorisierter Verkehrsträger hohe Priori-
tät zukommen. So könnten insbesondere für neue Wohngebiete zum Beispiel stationäre 
Car-Sharing-Konzepte entwickelt und umgesetzt werden. Europäische Pionierstädte in 
nachhaltiger Mobilität wie etwa Kopenhagen (fahrradgerechte Stadt), Helsinki (Mobility as 
a Service/digitalisierte Zusammenarbeit öffentlicher und privater Anbieter), und London 

** Streit T, Chlond B, Weiß C, Vortisch P (2015) Deutsches Mobilitätspanel (MOP) – Wissen-

schaftliche Begleitung und Auswertungen Bericht 2013/2014: Alltagsmobilität und Fahrleis-

tung. Karlsruher Institut für Technologie (KIT), Karlsruhe.

*** Eine Dokumentation des Deutschen Bundestags legt den Modal Split in ausgewählten Lan-

deshauptstädten u.a. auf Basis der Angaben in „Radverkehr in Deutschland – Zahlen, Daten, 
Fakten“, S. 11, Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, August 2014 dar. Da-

nach beläuft sich der MIV-Anteil am Verkehrsaufkommen bezogen auf die Zahl der zurück-

gelegten Wege zum Beispiel in Berlin auf 32%, in Düsseldorf auf 33,6%, in Dresden auf 41,3 %,
in Stuttgart auf 45% und in Wiesbaden auf 56% („Modal Split in ausgewählten deutschen 
Großstädten“, S.9, Dokumentation WD 5 – 3000 – 084/17, Wissenschaftliche Dienste, Deut-
scher Bundestag, 2017, https://www.bundestag.de/blob/535044/f9877fd834da2c1bf7c7bb-

02299da09e/wd-5-084-17-pdf-data.pdf, (07.06.2018).
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(Innenstadtmaut) sollten als Beispiele gelungener Praxis auf mögliche Übertragbarkeiten 
und Lehren hin ausgewertet werden. Dem Radverkehr und auch dem häufig vernachläs-
sigten Fußverkehr sollte als „aktive Mobilität“ ein besonderer Stellenwert eingeräumt und 
die mehrfache Funktionalität (Ressourcensparsamkeit, Umweltschutz, Gesundheitsför-
derung) klar kommuniziert werden.

Neue Antriebe wurden als eine unverzichtbare Komponente der Verkehrsverlagerung (hin 
zu klimaverträglicheren Verkehrsmitteln) betrachtet. Es sei aber wichtig, sie in Dokumen-
ten zur Maßnahmenentwicklung hin zu einem dekarbonisierten Verkehrssektor nicht an 
erster Stelle aufzuführen. Eine solche Platzierung stünde der Botschaft entgegen, dass 
das vorrangige Ziel eine Reduktion des MIV – und nicht alleine die Antriebsumstellung – 
sein müsse.

»Die Trennung in zwei Maßnahmenbündel sollte vorläufig sein«
Die Aufspaltung der Maßnahmen in zwei separate Bündel, ein Maßnahmenbündel zur 
Transformation des MIV (insbesondere PKW) und ein Maßnahmenbündel für eine Erhö-
hung des nicht motorisierten und des öffentlichen Verkehrs am Modal Split, wurde von 
einigen Mitgliedern der Kompetenzteams kritisch hinterfragt. Es wurde betont, dass die 
Maßnahmenbündel in den weiteren Arbeits- und Analyseschritten aufeinander bezogen 
werden sollten. 

Maßnahmenbündel Stärkung der Multi- und Intermodalität

»Kostenloser ÖPNV: Kapazitätenfrage klären und Gegenfinanzierung sichern«
In Bezug auf die Kernmaßnahme ‚Kostenloser ÖPNV‘ erfolgte der Hinweis auf Kapazitäts-
grenzen, die durch eine breitere Nutzung des ÖPNV überschritten werden könnten. Bereits 
jetzt seien Busse und Bahnen voll, und die Verkehrsbetriebe arbeiteten häufig defizitär. 
Die Einrichtung eines Bus-Pools, auf den mehrere Verkehrsbetriebe zugreifen können, um 
flexibler auf schwankende Nachfrage zu reagieren, wurde als eine Möglichkeit diskutiert. 
Es müsse folglich die Frage geklärt werden, wo bei Bedarf wie aufgestockt und wie diese 
Aufstockung finanziert werden könnte. 

Es wurde kontrovers diskutiert, ob der ÖPNV kostenlos oder zu einem geringen Preis ver-
fügbar sein sollte (zum Beispiel kostest das Wiener Jahresticket 365 Euro, also 1 Euro 
je Tag). Letztere Option könnte den Vorteil haben, dass ein gewisser Anreiz für die Alter-
native aktive Mobilität beibehalten wird. Kontrovers wurde ebenfalls diskutiert, ob eine 
breitere Nutzung des ÖPNV vor allem eine Frage der Kosten oder der Qualität ist: Muss 
der ÖPNV vor allem billiger, oder muss er besser werden? In diesem Zusammenhang 

wurde darauf hingewiesen, dass die Voraussetzungen für die Nutzung des ÖPNV in den 
Kommunen sehr unterschiedlich seien. Häufig sei das Auto die praktikabelste Lösung. In 
diesen Fällen würde die Maßnahme kostenloser ÖPNV schlechter greifen und die Kom-
munalpolitik hätte größere Probleme, sie zu rechtfertigen. Es wurde zudem angemerkt, 
dass der kostenlose ÖPNV derzeit ein emotionales und eher „verbranntes Thema“ sei: In 
keiner der fünf von der Bundesregierung benannten Modellstädte zur Luftreinhaltung sei 
derzeit ein Test für einen komplett kostenlosen öffentlichen Nahverkehr geplant, und die 
Idee für einen solchen Test sei mit den Städten vorab nicht besprochen worden. Eine er-
neute Initiative für den kostenlosen ÖPNV müsste sich zu dieser Vorgeschichte verhalten 
und aus den gemachten Fehlern lernen.  

Es erfolgte der Hinweis, dass die sich schnell verändernde Gesellschaft erfordere, zur 
Finanzierung des ÖPNV auch neue Gegenfinanzierungsmodelle zu durchdenken und zu 
prüfen. Die Digitalisierung, ein mögliches bedingungsloses Grundeinkommen und Kos-
tenverschiebungen (bei einer verstärkten Nutzung des ÖPNV würden sich die Kosten der 
öffentlichen Hand, beispielsweise für Umweltschäden und Straßeninstandhaltung absen-
ken) würden die Bedeutung eines durch die öffentliche Hand finanzierten ÖPNV verän-
dern.

»Bessere Infrastruktur für ‚Aktive Mobilität‘«
Im Hinblick auf die flankierende Maßnahme Umwidmung von Straßenzuordnungen er-
folgte der Hinweis, dass neben dem ÖPNV und dem Radverkehr auch der Fußverkehr be-
vorzugt behandelt werden sollte. Die aktive Mobilität, die Rad- sowie Fußverkehr ermög-
lichten, brauche eine bessere Infrastruktur; wesentlich sei es, für ausreichende Sicherheit 
von Radfahrer/innen und Fußgänger/innen zu sorgen. Generell wurde angemerkt, dass 
die letzte Meile besser adressiert werden muss, um eine möglichst umfassende Integra-
tion der Verkehrsträger zu erreichen.

»Gleiches Recht für alle – auf lange Sicht sollten für alle Bürgerinnen und Bürger ver-
gleichbare Mobilitätsbedingungen geschaffen werden«
Wenngleich Pilotprojekte, beispielsweise im Bereich des kostenlosen ÖPNVs, für Test-
zwecke im Sinne eines Lernprozesses in einzelnen Städten durchgeführt werden soll-
ten, so sollten implementierte Regelungen und Maßnahmen dennoch auf lange Sicht für 
die Breite der Gesellschaft gelten bzw. die entsprechenden Mobilitätsoptionen gleichbe-
rechtigt zugänglich sein. Es sollte folglich zu keiner Besserstellung bestimmter Städte 
oder Personengruppen kommen. Zudem wurde das Thema der sozialen Gerechtigkeit 
intensiv diskutiert, unter anderem in Bezug auf die flankierende Maßnahme Erhöhung 
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der Parkgebühren in Innenstädten. Es dürfe mit Blick auf das Design der Maßnahmen 
und damit auch für die zur Verfügung stehenden Mobilitätsoptionen zu keiner versteck-
ten Privilegierung bzw. Benachteiligung bestimmter Gesellschaftsgruppen kommen. Aus 
Gerechtigkeitsgründen und um die Akzeptanz von Maßnahmen zur Verlagerung nicht zu 
gefährden, bedürfe es eines „einfachen und stabilen Ordnungsrahmens, welcher für alle 
gleichermaßen gilt“. Der Ordnungsrahmen müsse so gestaltet sein, dass sich „niemand 

in irgendeiner Weise herauskaufen oder herausmogeln kann“.

»Nicht die Rechnung ohne die Verbraucher machen – die Durchsetzung von Maßnah-
men muss auf Wissen vom ‚System Auto‘ aufbauen«
„Wir wissen zu wenig darüber, was Personen dazu motiviert, ein Auto privat zu erwerben 
und dabei zu bleiben“, war eine Aussage, mit denen einige Mitglieder der Kompetenz-
teams Skepsis an der Umsetzbarkeit von Maßnahmen zur Verlagerung äußerten. Wie 
spielen die vielfältigen Einflussfaktoren wie Zeit, Kosten, Komfort und Bequemlichkeit bei 
der autofahrenden Bevölkerung zusammen? Es brauche für einen „Kulturwandel“ im Mo-
bilitätsbereich ein besseres Verständnis des „System Auto“ und mehr Wissen darüber, wie 
der Widerstand gegen Maßnahmen zur Verlagerung auf den ÖPNV, Rad- und Fußverkehr 
und/oder das Car-Sharing überwunden werden könnte, zum Beispiel über Informations- 
und Kommunikationskampagnen. Es müsse deutlicher werden: Was macht den Abschied 
vom eigenen Auto attraktiv? Solange mit Widerstand von der Bevölkerung gegen Maß-
nahmen zur Verlagerung zu rechnen sei, sei die politische Umsetzbarkeit der Maßnahmen 
als gering einzuschätzen. Um günstigere Rahmenbedingungen zu schaffen, sollte zum 
Beispiel der öffentliche Sektor in die Pflicht genommen werden, eine Vorbildfunktion zu 
erfüllen. 

Maßnahmenbündel Steigerung Alternative Antriebe

»Kernmaßnahme ‚C0
2
-Flottengrenzwert von 60 g/km bis 2030‘ – Monitoring erfor-

derlich«
In Bezug auf diese Maßnahme wurde betont, dass ein verlässliches Monitoring für eine 
wirksame Umsetzung zwingend erforderlich sei. Wichtig sei eine regelmäßige Überprü-
fung, die über die turnusmäßige Überprüfung beim TÜV hinausgehen müsse.

»Kernmaßnahme ‚CO
2
-Preiskomponente für fossile Kraftstoffe‘ – relative Preise als 

Hebel?«
Es gab stark konträre Einschätzungen unter den Mitgliedern der Kompetenzteams darü-
ber, ob relative Preise ein wirksamer Hebel für den Umstieg auf alternative Antriebe sein 

können. Es wurde einerseits in Frage gestellt, dass Kosten der Nutzung von Kraftfahr-
zeugen überhaupt eine (größere) Rolle für die Attraktivität der Fahrzeuge und für Kauf-
entscheidungen spielen. Es wurden auch Zweifel an der politischen Umsetzbarkeit der 
vorgestellten Kernmaßnahme geäußert, da die Akzeptanz bei den Verbraucher/innen un-
wahrscheinlich sei. Es wurde gemahnt zu bedenken, dass die Umsetzung von Maßnah-
men nicht im „luftleeren Raum“ erfolge. Andererseits wurde von manchen Mitgliedern der 
Kompetenzteams betont, dass Kosten für viele Haushalte und für viele Gewerbetreibende 
eine wichtige Rolle spielten und daher eine Steigerung der Nutzerkosten bei konventionel-
len Fahrzeugen ein wirksamer Mechanismus zur Beeinflussung von Kaufentscheidungen 
zugunsten alternativer Antriebe sein könnten. Manche dieser Stimmen äußerten Skepsis 
daran, dass eine 2%-Preissteigerung ausreichend hoch sei, um eine Lenkungswirkung zu 
entfalten.

»Flankierende Maßnahme ‚Reform der KfZ-Steuer‘ – ungewollte Effekte bei Steuerbe-
freiung für alternative Antriebe mit bedenken«
Hier lautete eine Einschätzung, dass im kostensensiblen gewerblichen Bereich eine Be-
grenzung des streckenspezifischen CO

2
-Austoßes über eine Ausgestaltung der KfZ-Steu-

er angeregt werden könnte.

Hinsichtlich des Vorschlags einer Steuerbefreiung für alternative Antriebe erfolgte der 
kritische Hinweis, dass hierüber ein Anreiz erfolgen könnte, die bisherigen MIV-Nutzerge-
wohnheiten beizubehalten. Die ungewollte Wirkung könnte dann sein, dass die Verringe-
rung bei den fossil betriebenen Fahrzeugen durch eine Erhöhung von Elektrofahrzeugen 
voll kompensiert und damit die Gesamtanzahl an PKW nicht reduziert werde.

»Flankierende Maßnahme ‚Zielgruppenorientierte Informationskampagne zur Elekt-
romobilität‘ – Wesentliche Maßnahme, es braucht durchdachte Kommunikation zur 
‚Reichweitenangst‘«
Es herrschte breite Übereinstimmung darüber, dass es Informations- und Kommunika-
tionskampagnen braucht, um Entscheidungen für eine nachhaltige Mobilität zu unter-
stützen. Diese sollten auch staatlich subventioniert werden. Die Kampagnen sollten, so 
lautete ein Hinweis, herausstellen, dass elektrisch angetriebene Fahrzeuge nur dann Teil 
einer nachhaltigen Mobilität sein können, wenn sie nicht auf die gleiche Leistung wie die 
Verbrenner-Fahrzeuge hin entwickelt werden (Geschwindigkeit, Reichweite, Größe). Vor 
allem wäre die Batterieentwicklung mit sehr hohem Ressourcenverbrauch verbunden, 
wenn elektrisch angetriebene Fahrzeuge auf die gleiche Reichweite wie fossil betriebene 
Fahrzeuge aufgerüstet werden würden. Die Kampagnen müssten klar kommunizieren, 



 

14

ENavi-Schwerpunktthemen

für welche Fahrzwecke und Entfernungen elektrisch angetriebene PKW geeignet sind 
(Pendeln, Kurz- und Mittelstreckenverkehr). So sollten bei der Kommunikation über das 
Thema ‚Reichweitenangst‘ keine Hoffnungen darauf genährt werden, dass Elektrofahr-
zeuge die Leistungen des fossil betriebenen, privat besessenen Wagens zukünftig glei-
chermaßen leisten könnten. Um die Anzahl der PKW insgesamt zu verringern, könnten die 
Personen, die für längere Strecken auf den MIV nicht verzichten wollen, auf herkömmlich 
motorisierte Fahrzeuge mit modernem, abgasoptimiertem Verbrennungsmotor aus ei-
nem Car-Sharing mit gemischten Flotten verwiesen werden. Es wurde in diesem Zusam-
menhang darauf hingewiesen, dass E-Autos derzeit häufig als Zweitwagen angeschafft 
werden und die steigende Zahl der Fahrzeuge pro Haushalt aus Ressourcenperspektive 
kritisch zu sehen ist.

»Elektromobilität: Hohe Anschaffungskosten, offene Fragen zur Ressourcenverfüg-
barkeit«
Im Hinblick auf die Verbreitung der Elektromobilität wurden die relativ hohen Anschaf-
fungskosten für E-Autos als hemmender Faktor bei der Ausbreitung dieses Antriebs he-
rausgestellt. Unternehmen böten E-Autos zwar bereits zu Grenzkosten an, aber auf lan-
ge Sicht müssten die Hersteller auch Renditen erzielen können. In dem Zusammenhang 
wurde die Frage der Ressourcenverfügbarkeit aufgeworfen und festgestellt, dass die Ma-
terialkosten für Lithium, ein wichtiger Rohstoff für die E-Mobilität, steigen und dass das 
Recycling bei E-Fahrzeugen noch nicht ausreichend erforscht ist. Es gäbe auch deswe-
gen eine hohe Unsicherheit beim Markthochlauf bei E-Fahrzeugen, weil es zu kritischen 
Ressourcenengpässen kommen könne.

Metaplanwand der Frage-Insel zur Frage ‚Wie schätzen Sie die Wirksamkeit 
des Maßnahmenpakets zu Multi- und intermodalität ein?‘
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Transformation des Wärmesektors

Prof. Dr. Christof Wittwer, Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme (ISE)

Christof Wittwer strich in seinem Überblicksvortrag heraus, dass der Wärmebereich der-
zeit im Schatten der öffentlichen Diskussion im Rahmen der Energiewende steht. Denn 
die Wärmeversorgung in Industrie, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen, öffentlichen Ge-
bäuden und Haushalten trägt zu mehr als der Hälfte des gesamten Endenergieverbrauchs 
bei. Zurzeit liegt das Hauptaugenmerk im Wärmesektor auf der Verbesserung der Ener-
gieeffizienz. Anstrengungen im Zuge der Effizienzrichtlinien, die Dekarbonisierung des 
Wärmesektors konsequent voranzutreiben, sind durch die günstigen fossilen Energie-
träger und den Rebound-Effekt des hohen Flächenbedarfs bislang gescheitert. Christof 
Wittwer stellte fest, dass der Umbau des Wärmesektors neben einer Sanierung des Ge-
bäudebestands die Sektorenkopplung durch Kraft-Wärme-Kopplung in Wärmeversor-
gungsnetzen sowie zunehmend Wärmepumpen in Kombination einer Digitalisierung des 
flexiblen Betriebs erfordere. Die Umsetzung aller drei Erfordernisse sei dabei mit diversen, 
auch nicht-technischen und nicht-ökonomischen Hemmnissen verbunden.

Im ENavi-Schwerpunkt Transformation des Wärmesektors, erläuterte Christof Wittwer, 
werden die Herausforderungen und Voraussetzungen für die Umsetzung dieser Erfor-
dernisse untersucht. Im Fokus liegen dabei diese Fragen: Mit welchen Maßnahmen kann 
ein smarter Betrieb von Wärmepumpen und Kraft-Wärme-Kopplung zur Gewinnung von 
Flexibilitäten im Stromversorgungssystem erreicht werden? Mit welchen Maßnahmen 
kann die Entwicklung von Wärmenetzen für eine höhere ökologische und ökonomische 
Effizienz und eine schnelle Umsetzung bei technologischem Fortschritt (zum Beispiel 
zentrale Umstellung von Heizkessel auf Kraft-Wärme-Kopplung) befördert werden? Zu 
den Grundannahmen gehört, dass es unter anderem folgender Voraussetzungen bedarf: 
Eines Energiemarktdesigns, das die richtigen Anreize setzt und Investitionen in Effizienz-
maßnahmen und den Aufbau von erneuerbaren Energien ermöglicht; eines regulativen 
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Rahmens zur Unterstützung des dezentralen nachhaltigen Versorgungssystems, das die 
konsequente Umsetzung ermöglicht; sowie einer Beteiligung der Akteure vor Ort. Ziel sei 
es, aus einer umfassenden Hemmnis-Analyse Maßnahmen und Instrumente zur Her-
stellung dieser Voraussetzungen abzuleiten, die über den heute gängigen Regelrahmen 
(„Fördern und Fordern“) hinausgehen. 

Christof Wittwer lud die Mitglieder der Kompetenzteams dazu ein, Aspekte zu den als 
besonders wichtig erachteten Voraussetzungen zur Umgestaltung des Wärmesektors in 
den Gruppengesprächen zu behandeln.*

Rückmeldungen und Hinweise aus den Kompetenzteams

»Ein zu starker Fokus auf die Sektorkopplung schafft eine verkürzte Perspektive«
Aus Sicht von Mitgliedern der Kompetenzteams bedeutet die direkte Nutzung von Strom 
für Wärmezwecke sowie die indirekte Stromnutzung durch EE-Gas (brennbare Gase wie 
Methan oder Wasserstoff, mit Hilfe erneuerbarer Energien hergestellt) eine sinnvolle Ver-
wertung von Stromüberschüssen aus fluktuierenden erneuerbaren Energien, die ansons-
ten bei Erneuerbaren-Energien-Anlagen wie etwa Windrädern abgeregelt werden müss-
ten; Stromverluste werden so vermieden. In diesem Diskussionszusammenhang wurde 
darauf hingewiesen, dass die Elektrifizierung des Wärmebereichs nicht zwingend auf 
netzdienliche Flexibilisierung der Energienutzung ausgerichtet sein müsse, sondern auch 
entkoppelt sinnvoll zum Einsatz kommen könne. Außerdem wurde kritisch nachgefragt, 
ob es nicht ökonomischer sei, die hohe Leistungsnachfrage für Strom im Winter zu ver-
ringern (zum Beispiel durch Wärmedämmung von Gebäuden), anstelle die Bedarfsspitzen 
nur auf Bedarfsseite zu lösen. Auch Wärme, neben oder aus Strom, müsse stärker einge-
spart werden. 

»Digitalisierung wird insbesondere gebraucht, um das Smart Grid aufzubauen – die 
EEG-Umlage muss neu konstruiert und Datenschutz gewährleistet werden«
In den Gesprächsrunden wurde darauf hingewiesen, dass intelligente Gebäudetechnik 
und ein vernetzter Betrieb der Gebäudeenergieanlagen den Wärmeverbrauch verrin-

* Die Frage-Inseln luden die Kompetenzteams zur Behandlung jeweils einer dieser Fragen ein:
• Welche Marktanreize braucht es, um die Gebäudesanierung zu beschleunigen?
• Welche Tarifmodelle werden benötigt, um den Wärmesektor durch Strom-/Wärmekopp-

lungskonzepte anzureizen?
• Welche Digitalisierungstechnologien werden benötigt, um die Sektorkopplung zu aktivieren 

und den Nutzer/Prosumer einzubinden?
• Wie werden Innovationen und die Markteinführung von neuen vielversprechenden Techno-

logien finanziert (zum Beispiel FuelCell, Batterien)?

Download Folien zum Vortrag 
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gern und Flexibilitäten für die Integration der Sektoren schaffen könnten. Wenn kleine 
Heizungsanlagen wie Wärmepumpen oder Heizstäbe in ein vernetztes Energiesystem 
einspeisten, müssten diese digital koordiniert werden. Das sogenannte Smart Grid, mit 
dem dezentrale Anlagen wie Smart Grid-geeignete Wärmepumpen oder Heizstäbe so 
gesteuert werden können, dass die Stromnetze stabil bleiben (die Wärmepumpen oder 
Heizstäbe könnten einen Überschuss an regenerativem Strom entgegennehmen), müsse 
über den Markt aufgebaut und gesteuert werden. Wichtig sei, so wurde herausgestellt, 
eine Anpassung der EEG-Umlage. Werde Strom für die Gewinnung von Wärme genutzt, 
seien Verbraucher/innen derzeit benachteiligt. Denn dann müsse die EEG-Umlage ge-
zahlt werden, die Teil des Strompreises ist und mit der in Deutschland der Ausbau der 
erneuerbaren Energien finanziert wird. Es brauche einen faireren Preis auf Strom zur Wär-
megewinnung, der zum Beispiel dadurch erreicht werden könne, dass die EEG-Umlage 
auch auf Gas gezahlt werde. Die derzeitige Konstruktion der EEG-Umlage verhindere, 
dass power-to-heat als ein neuer Anwendungsbereich für Strom aus erneuerbaren Quel-
len wirtschaftlich erschlossen werde.

Die Kombination intelligenter Regelungstechnik mit moderner Kommunikationstechnik, 
bei dem Verbraucher/innen ihre Anlagen über Smartphones oder Tablets überwachen und 
steuern können, könnte nicht nur einen Komfortgewinn bedeuten, wurde herausgestellt. 
Sie könnte auch einen Vergleich des Energieverbrauchs innerhalb von Hausgemeinschaf-
ten erzeugen, der als Anreiz für energiesparendes Verhalten wirken könnte. Allerdings 
würde die digitale Vernetzung in großen Wohnblocks große Mengen an Daten erzeugen. 
Bezüglich der Daten wäre das Spannungsfeld zu beforschen, dass einerseits sehr guter 
Zugriff auf die Daten bestehen muss, um die Services zu verbessern, und anderseits der 
Datenschutz hohe Bedeutung haben muss. Die Kenntnis der Nutzergewohnheiten könne 
maßgeblich helfen, die Angebote passgenauer zu gestalten (Anm.: hier wurde auf die in-
teressenbezogene Werbung von Amazon hingewiesen).  

»Mögliche Anreize für die Gebäudesanierung sind steuerliche Anrechenbarkeit, 
Förderung von Wirtschaftlichkeitsberatungen und Ausbau des Energie-Contrac-
ting-Dienstleistungsangebots«
Die energetische Sanierung im Gebäudebestand, die Maßnahmen zur Fassadendäm-
mung, Heizungsmodernisierung sowie Einbindung erneuerbarer Energien umfasst, wur-
de von Mitgliedern der Kompetenzteams als eine wichtige und notwendige Komponente 
der Wärmewende beschrieben. Allgemein liegt im Wärmesektor das Hauptaugenmerk 
seit langem auf der Verbesserung der Energieeffizienz von Gebäuden. Die angestrebten 
Effizienzsteigerungen werden allerdings bislang nicht erreicht. Dass die energetische 

Sanierung des Gebäudestands nicht in viel größerem Umfang umgesetzt wird, hat aus 
Sicht von Mitgliedern der Kompetenzteams neben Informationsdefiziten verschiedener 
Akteure (insbesondere Mythenbildung wie „Gedämmte Häuser können nicht atmen“) und 
kompliziert gestaltete Förder- und Kreditstrukturen auch mit folgenden Hemmnissen zu 
tun: Handwerker, die Heizungen sanieren, hätten häufig nicht die erforderliche Erfahrung, 
um fachgemäß zu sanieren, und/oder sie seien generell mit Instandhaltungsarbeiten so 
ausgelastet, dass sie keinen Anreiz hätten, Aufträge für thermische Sanierung zu über-
nehmen und sich um eine entsprechende Zusatzausbildung zu bemühen. Ein weiteres 
Hemmnis sei die Undurchsichtigkeit in Bezug auf Sanierungsbedarf und die Wirtschaft-
lichkeitsgrenze von Sanierungen. Die Beratung im Hinblick auf Sanierungsbedarf sollte 
vereinfacht werden, ggf. durch die Einführung von Effizienzlabeln, wie man sie aus ande-
ren Bereichen (etwa bei elektrischen Haushaltsgeräten) kennt.

Stärkere Anreize zur energetischen Sanierung könnten zum Beispiel dadurch geschaf-
fen werden, dass die Gebäudesanierung steuerlich anrechenbar wird. Damit könne das 
Nutzer-Investor- bzw. Mieter-Vermieter-Dilemma aufgelöst werden. Des Weiteren sollten 
Wirtschaftlichkeitsberatungen stärker gefördert werden. Ein weiterer Anreiz könnte über 
eine erweiterte Förderung der Beratung zu Energie-Contracting und ein Ausbau des Con-
tracting-Dienstleistungsangebots für Haus- und Wohneigentümer geschaffen werden. 
Beim Energie-Contracting plant, finanziert und realisiert ein auf energetische Sanierung 
spezialisierter Dienstleister (etwa Energieversorgungsunternehmen, Ingenieurbüros oder 
Handwerksbetriebe) ein individuell auf den jeweiligen Fall zugeschnittenes Sanierungs-
konzept.

»Wir brauchen für die Markteinführung der Brennstoffzellen-Heizung ein besseres 
Verständnis über geeignete Anwendungsfelder«
Brennstoffzellen-Heizungen sind eine junge und innovative Technologie, um Wärme für 
Gebäude bereitzustellen. Es sind Mikro-Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, die über Erdgas 
versorgt werden. Sie gelten als besonders effizient in der Strom- und Wärmeerzeugung 
und als umweltfreundlich. Derzeit fristet diese Technologie noch ein Schattendasein und 
es sei unklar, so die Einschätzung von Mitgliedern der Kompetenzteams, ob sie sich auf 
dem Markt durchsetzen werde. Die Einführung der Technologie werde von der Bundes-
regierung zwar stark gefördert, die Heizungsbranche scheine sich jedoch uneinig hin-
sichtlich Ihres Marktpotentials. Außerdem hätten Brennstoffzellen-Heizungen hohe An-
schaffungskosten. Es brauche zur Auslotung der Marktchancen zunächst Studien und 
Pilotprojekte und eine gezielte Suche nach guten Anwendungsmöglichkeiten, die ggf. in 
Nischenmärkten (wie zum Beispiel die Energieversorgung von Wohnmobilen oder Yach-
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ten) liegen könnten.

»Wir brauchen bessere Konzepte für Entscheidungen über neue Infrastrukturen«
Neue Infrastruktur war ein wiederkehrender Aspekt auf der Veranstaltung, thematisiert 
wurden Ladeinfrastrukturen für Elektroautos, Wasserstoff-Infrastruktur für Brennstoff-
zellen-Heizungen oder auch Wärmenetze. Dies wurde mit der Frage kommentiert: „Wer 

entscheidet, wann welche Infrastruktur neu aufgebaut oder abgebaut wird?“ Es gab viel 
Zustimmung zu der Sichtweise, dass dies eine zentrale und besonders herausfordernde 
Frage bei der Gestaltung der Energiewende einschließlich der Wärmewende ist. In Be-
zug auf Wärmenetze wurde angemerkt, dass es grundsätzlich fraglich sei, ob es Sinn 
ergebe, für einen Niedrigenergiebereich eine neue Infrastruktur aufzubauen. Unter Um-
ständen könnte der Aufbau von Wärmenetzen für große Miets- und Bürohäuser sowie 
sehr alte oder denkmalgeschützte Bestandsbauten, die ihren Wärmebedarf trotz best-
möglicher energetischer Sanierung lokal nicht emissionsfrei decken können, sinnvoll sein 
oder für Gebiete, in denen ein großer Teil der Wärmeinfrastruktur saniert werden muss 
(zum Beispiel in den ländlichen Gebieten der neuen Bundesländer). Im urbanen Raum 
könnten in Zukunft bestehende Wärmenetze gegebenenfalls über eine meist vorhandene 
Gasnetz-Infrastruktur verdrängt werden und die Versorgung dann über EE-Gas erfolgen.

Metaplanwand der Frage-Insel zu ‚Welche Marktanreize braucht es, um Gebäudesanierung zu beschleunigen?‘



4
Nächste Schritte



 

Die im vorliegenden Bericht aufgeführten Rückmeldungen und Hinweise der Kompetenzteams gehen in die Entwick-
lung der Maßnahmen ein, die für eine umfassende Folgenabschätzung durch die ENavi-Wissenschaftlerinnen und 
-Wissenschaftler im Rahmen der Bearbeitung der Schwerpunktthemen ausgewählt werden. 

Die Ergebnisse der Folgenabschätzung werden in weiteren Treffen der Kompetenzteams diskutiert. Zentrale Fragen 
werden sein: Wie ist die praktische Umsetzbarkeit der Maßnahmen(bündel) angesichts der zu erwartenden Folgen 
zu bewerten? Wie können Zielkonflikte (die in der Regel nicht vollständig zu vermeiden sind) aufgelöst oder gemildert 
werden? Was wären (weitere) flankierende Maßnahmen, mit denen die praktische Umsetzbarkeit verbessert und Ziel-
konflikte adressiert werden könnten? 

Des Weiteren wird es die Gelegenheit geben, sich mit den Mitgliedern des Diskursbeirats (Vertreter/innen der Politik) 
über aktuelle Fragen der Energiewende auszutauschen. Es wird dabei ein fortlaufendes Anliegen sein, Forschungsan-
regungen aus den Kompetenzteams zu gewinnen.

Weitere Planung
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  Nächste Schritte

Moderierte Frage-Insel zum ENavi-Schwerpunktthema ‚Transformation des Stromsystems‘



 

Veranstaltungsprogramm 3. Treffen der Kompetenzteams des Kopernikus-Projektes ENavi

17. Mai 2017, Potsdam, Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung (IASS)

10:30 – 11:00 Empfang

11:00 – 11:10 Begrüßung und Einführung in den Tag

Prof. Dr. Ortwin Renn, IASS und DIALOGIK

11:10 – 11:20 ENavi-Schwerpunktthemen

Welchen Input wünscht sich ENavi über den Austausch mit Praxis und Politik?

Dr. Marion Dreyer, DIALOGIK 

11:20 – 11:45 Transformation des Stromsystem

Zwischenergebnisse und offene Fragen

Dr. Michael Pahle, Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung

11.45 – 12:25 Gruppendiskussion an Frage-Inseln

12:25 – 12:45 Diskussion im Plenum

12:45 – 13:45 Mittagessen

13:45 – 14:10 Dekarbonisierung des Verkehrs

Zwischenergebnisse und offene Fragen 

Dr. Dirk Scheer, Karlsruher Institut für Technologie 

14:10 – 14:50 Gruppendiskussion an Frage-Inseln

14:50 – 15:10 Diskussion im Plenum

15:10 – 15:25 Kaffeepause

15:25 – 15:50 Nutzerintegration durch intelligente Steuerung

Zwischenergebnisse und offene Fragen 

Prof. Dr. Christof Wittwer, Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE 

15:50 – 16:20 Gruppendiskussion an Frage-Inseln

16:20 – 16:50 Diskussion im Plenum

16:50 – 17:00 Abschluss und Ausblick

Dr. Marion Dreyer, Prof. Dr. Ortwin Renn
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Geschäftsführer

Thomas Grube
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Forschungszentrum Jülich GmbH, Jülich

Gruppenleiter Mobilität, Institut für Energie- und Klimaforschung | IEK-3: Elektrochemische 

Verfahrenstechnik (Kopernikus-Projekt Power2X)

Dirk Pritsch

KT Mobilität

Berliner Agentur für Elektromobilität eMO, Berlin

Project Manager Innovation

Birgit Kaminski

KT Infrastruktur/Netze

Wirtschaftsförderung Land Brandenburg GmbH (WFBB), Potsdam

Cluster Energietechnik Berlin Brandenburg, Projektmanagerin

Carolin Ritter

KT Mobilität

Verkehrsclub Deutschland e.V. (VCD), Berlin

Bundesgeschäftsführerin

Robert Kausmann

KT Infrastruktur/Netze

Industrie- und Handelskammer Potsdam

Referent Energie, Fachbereich Standortpolitik / Innovation & Umwelt / Projekte

Katharina Schimek-Hefft

KT Wärme/Gebäude

Stadtwerke Heidelberg Energie, Heidelberg

Marketingleiterin

Alexander Krautz

KT Infrastruktur/Netze

Next Kraftwerke GmbH, Köln
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sowie bedarfsorientierte Einspeisung

Michael Teigeler

KT Infrastruktur/Netze

Stadtwerke Heidelberg Energie, Heidelberg

Geschäftsführer

Jochen Kreusel

KT Infrastruktur/Netze

ABB AG: Power Grids Division, Mannheim

Market Innovation Manager, (Kopernikus-Projekt ENSURE)

Georg Unger

KT Mobilität

EnergieAgentur.NRW, Düsseldorf

Leiter zentrale Energieerzeugung undd gesellschaftspolitische Fragestellungen im Clus-

ter EnergieForschung.NRW

Willi Loose

KT Mobilität

Bundesverband CarSharing (BCS), Berlin

Geschäftsführer

Katharina Volk

KT Infrastruktur/Netze

Netze BW GmbH, Stuttgart

Projektleiterin grid-control

Marc Pätschke

KT Mobilität

Verkehrsverbund Rhein-Neckar (VRN), Mannheim

Abteilungsleiter Digitale Mobilität

Sebastian Wider

KT Infrastruktur/Netze

SW Engineering Services; SW E-Mobility UG, Stuttgart

Geschäftsführer

21



 

AP 11 Bewertung

AP 12 Transdisziplinärer Diskurs & Kompetenzteams

AP 13A Praxiserfahrungen aus Reallaboren

AP 13B Praxiserfahrungen aus Modellregionen
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Eva Köppen

AP 12
Forschungswende, NABU-Naturschutzbund Deutschland e.V., Berlin Stefan Stückrad

AP 11
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Kim Kube
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer (2/2)

AP 01 Roadsmap & Navigation

AP 02 Technische Entwicklung im Systemkontext

AP 03 Ökonomische Instrumente und Auswirkungen

AP 04 Rechtsetzung und Regulierung, Institutionelle Analysen und Partizipation

AP 05 Wandel von Strukturen und Prozessen im Mehrebenen-Governance System

ENavi-Arbeitspakete im Überblick
AP 06 Verhalten im Wandel von Werten und Lebensstilen

AP 07 Wechselwirkung mit der natürlichen Umwelt 
AP 08 Integration der Sektoren Strom, Wärme, Verkehr

AP 09 Digitalisierung und Informations- und Kommunikationstechnologien

AP 10 Internationale Dimension



 

DIALOGIK ist ein gemeinnütziges Forschungsunternehmen, das es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, Wissen über Kommunikation und Kooperation zu er-
weitern und damit zu einer zielgerichteten, adressatengerechten und gelin-
genden Kommunikationskultur beizutragen. In der Erforschung komplexer 
Kommunikationsprozesse im Spannungsfeld von Politik, Wirtschaft und Zi-
vilgesellschaft setzt DIALOGIK gezielt diskursive Untersuchungsmethoden 
ein. www.dialogik-expert.de

Das IASS Potsdam ist ein Forschungsinstitut, dessen Forschungsansatz 
darauf abzielt, möglichst alle relevanten Formen des Wissens innerhalb 
und außerhalb der Wissenschaft zusammenzuführen, um gemeinsam das 
Handlungswissen für geeignete Lösungen zu finden und die notwendige 
Transformation hin zu einer nachhaltigen Entwicklung zu initiieren, zu unter-
stützen und wissenschaftlich zu begleiten. www.iass-potsdam.de

Die Zivilgesellschaftliche Plattform Forschungswende unterstützt den 
Austausch der zivilgesellschaftlichen Organisationen zu Forschung und 
Innovation. Ein breites Bündnis von Organisationen aus Umwelt- und Na-
turschutz, Verbraucherschutz, Entwicklungshilfe bis hin zu Sozialverbänden 
engagieren sich auf dieser Plattform für mehr Partizipation und Transparenz 
in Forschungs- und Innovationspolitik einerseits sowie einer entschiedene-
ren Ausrichtung der Forschungspolitik an gesellschaftlichen Herausforde-
rungen wie Klimawandel, Ressourcenübernutzung oder Welternährung an-
dererseits. www.forschungswende.de

  

Verantwortliche für Konzept und Organisation der Veranstaltung

DIALOGIK, IASS und Forschungswende leiten gemeinsam das ENavi-Teilprojekt, das zur Aufgabe hat, den 
kontinuierlichen Austausch von Wissenschaft und Praxis zu gewährleisten – insbesondere über regelmäs-
sige Treffen der Kompetenzteams. 
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